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Betriebssatzung des Freizeit- und Bäderbetriebes der Stadt Frechen 
vom 18.03.2024 

 
 

Präambel 
 
Aufgrund der §§ 7 und 114 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
vom 14.07.1994 in Verbindung mit der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (EigVO) vom 16.11.2004 in der jeweils derzeit geltenden Fassung hat der Rat der 
Stadt Frechen in seiner Sitzung am 05.03.2024 auf Empfehlung des Betriebsausschusses für 
den Freizeit- und Bäderbetrieb und Sport nachstehende Betriebssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
Gegenstand des Eigenbetriebes 

 
(1) Die Bäder der Stadt Frechen werden als eigenbetriebsähnliche Einrichtung im Sinne des § 

107 Absatz 2 Satz 2 GO NRW entsprechend der Vorschriften über Eigenbetriebe und der 
Bestimmungen dieser Betriebssatzung wie ein Eigenbetrieb geführt.   

 
(2) Zweck der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung einschließlich ihrer Hilfs- und Nebenbetriebe 

sind der Betrieb und die Bereitstellung einer städtischen Bäderinfrastruktur als Sport- und 
Freizeitangebot für die Bevölkerung sowie die wirtschaftliche Verwaltung des zu diesem 
Zweck übertragenen Vermögens.  

 
§ 2 

Bezeichnung der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
 
Die eigenbetriebsähnliche Einrichtung führt den Namen „Freizeit- und Bäderbetrieb der Stadt 
Frechen“ und wird im Folgenden als „Eigenbetrieb“ bezeichnet.  
 

§ 3 
Betriebsleitung 

 
(1) Die geschäftsführende Betriebsleitung besteht aus einer durch den Rat bestellten Ersten 

Betriebsleitung und einer Technischen Betriebsleitung. Das Letztendscheidungsrecht bei 
Meinungsverschiedenheiten innerhalb der geschäftsführenden Betriebsleitung liegt bei der 
bestellten Ersten Betriebsleitung.  

 
(2) Der Eigenbetrieb wird durch die Betriebsleitung selbständig geleitet, soweit nicht durch 

Gesetz oder Verordnung bzw. diese Betriebssatzung etwas anderes bestimmt ist. Der 
Ersten Betriebsleitung obliegt insbesondere die laufende Betriebsführung. Hierzu gehören 
alle Maßnahmen, die zur Aufrechterhaltung des einwandfreien Betriebes erforderlich sind, 
so insbesondere der innerbetriebliche Personaleinsatz, die Anordnung notwendiger 
Instandhaltungsmaßnahmen und laufender Systemerweiterungen, die Beschaffung von 
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen sowie Investitionsgütern des laufenden Bedarfes, die 
Ersatzbeschaffung von Betriebsmitteln sowie der Abschluss von Werk- und 
Dienstleistungsverträgen und von Verträgen mit Kundinnen und Kunden.  
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(3) Die Erste Betriebsleitung bereitet die Vorlagen für den Betriebsausschuss sowie aus ihrem 

Zuständigkeitsbereich für den Rat vor und unterrichtet die Bürgermeisterin / den 
Bürgermeister sowie bei Entscheidungen mit finanziellen Auswirkungen die Kämmerin / den 
Kämmerer rechtzeitig hierüber. Die geschäftsführende Betriebsleitung nimmt an den 
Sitzungen des Betriebsausschusses teil und ist berechtigt bzw. auf Verlangen des 
Ausschusses verpflichtet, ihre Ansicht zu einem Punkt der Tagesordnung darzulegen.  

 
(4) Einzelheiten zur Aufgabenstellung und Geschäftsverteilung werden in einer 

Dienstanweisung geregelt, die die Bürgermeisterin / der Bürgermeister gemäß § 2 Absatz 
4 EigVO mit Zustimmung des Betriebsausschusses erlässt.  

 
(5) Die Erste Betriebsleitung ist für die wirtschaftliche Führung des Eigenbetriebes 

verantwortlich. Die Betriebsleitung hat die Sorgfalt einer ordentlichen und gewissenhaften 
Geschäftsleitung anzuwenden. Danach ist für die dauernde technische und wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit des Eigenbetriebes zu sorgen und hierfür unter anderem ein 
Überwachungssystem einzurichten, das es ermöglicht, etwaige die Entwicklung 
beeinträchtigende Risiken frühzeitig zu erkennen (§ 10 Absatz 1 EigVO). Für Schäden 
haftet die Betriebsleitung entsprechend der Vorschriften des § 48 des 
Beamtenstatusgesetzes und § 81 des Landesbeamtengesetzes (§ 2 Absatz 1 EigVO).  

 
§ 4 

Vertretung des Eigenbetriebes 
 
(1) In Angelegenheiten des Eigenbetriebes wird die Stadt durch die Erste Betriebsleitung 

vertreten, sofern die Gemeindeordnung oder die Eigenbetriebsverordnung keine 
entgegenstehenden Regelungen enthalten.  

 
(2) Die Betriebsleitung unterzeichnet im Namen des Freizeit- und Bäderbetriebes ohne Angabe 

eines Vertretungsverhältnisses, die übrigen Dienstkräfte unterzeichnen mit dem Zusatz „Im 
Auftrag“. 

 
(3) Erklärungen, die eine Verpflichtung der Stadt Frechen für den Freizeit- und Bäderbetrieb 

beinhalten, sind - soweit sie nicht als Geschäft der laufenden Betriebsführung gelten - durch 
die Bürgermeisterin / den Bürgermeister oder die Allgemeine Vertreterin / den Allgemeinen 
Vertreter gemeinsam mit einem Mitglied der Betriebsleitung zu unterzeichnen. 

 
(4) Verpflichtende Erklärungen in Geschäften der laufenden Betriebsführung erfordern 

grundsätzlich ebenfalls zwei Unterschriften. Hiervon kann abgesehen werden, sofern es 
sich um ein Geschäft von finanziell untergeordneter Bedeutung handelt oder die Erklärung 
durch eine/einen für das Geschäft ausdrücklich Beauftragte/Beauftragten abgegeben wird. 
Die Einzelheiten wie die namentliche Nennung der Beauftragten sowie die Betragsgrenzen 
regelt die Vertretungsregelung FuB. 

 
(5) Der Kreis der Vertretungsberechtigten und Beauftragten sowie der Umfang ihrer 

Vertretungsbefugnis werden durch die Erste Betriebsleitung festgelegt und nach den 
hierüber in der Hauptsatzung der Stadt Frechen getroffenen Bestimmungen öffentlich 
bekannt gemacht.  

 
(6) Die Servicestelle Vergaben vertritt den Freizeit- und Bäderbetrieb im Einvernehmen mit der 

Bürgermeisterin / dem Bürgermeister im Rahmen der Befugnisse aus der „Dienstanweisung 
über die Durchführung von Vergabeverfahren beim Freizeit- und Bäderbetrieb der Stadt 
Frechen“.  
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§ 5 
Rat 

 
Der Rat entscheidet in allen Angelegenheiten des Betriebes, die ihm durch die 
Gemeindeordnung, die Eigenbetriebsverordnung oder andere gesetzliche oder ortsrechtliche 
Vorschriften vorbehalten sind. § 6 Absatz 3 dieser Satzung bleibt hiervon unberührt.  
 

§ 6 
Betriebsausschuss 

 
(1) Der Rat bildet zu Beginn der jeweiligen Wahlperiode einen Betriebsausschuss und regelt 

nach den einschlägigen Vorschriften der GO NRW dessen Zusammensetzung und 
personelle Besetzung. Scheidet ein (stellvertretendes) Ausschussmitglied aus, wählt der 
Rat auf Vorschlag der Fraktion oder Gruppe, die das ausgeschiedene Mitglied 
vorgeschlagen hatte, eine Nachfolgerin / einen Nachfolger. Wird vom Vorschlagsrecht 
innerhalb von zwei Wochen nach dem Ausscheiden kein Gebrauch gemacht, ist die 
Nachfolge gemäß § 50 Absatz 2 GO NRW zu wählen (§ 5 Absatz 2 Satz 3 f. EigVO).  

 
(2) Auf die Ausschussmitglieder finden gemäß § 5 Absatz 2 Satz 2 EigVO die Vorschriften über 

Ausschließungsgründe nach § 31 GO NRW entsprechende Anwendung. Für die Haftung 
der Ausschussmitglieder gelten die §§ 5 Absatz 7 und 2 Absatz 1 Satz 4 EigVO i.V.m. § 48 
des Beamtenstatusgesetzes und § 81 des Landesbeamtengesetzes.   

 
(3) Der Betriebsausschuss überwacht die Tätigkeit der Betriebsleitung entsprechend der 

gesetzlichen Bestimmungen und entscheidet in allen Angelegenheiten, die ihm durch die 
Gemeindeordnung oder die Eigenbetriebsverordnung übertragen sind. Darüber hinaus 
entscheidet er in den ihm vom Rat ausdrücklich übertragenen Angelegenheiten sowie in 
folgenden Fällen:  

 
1. die Festsetzung der allgemeinen Nutzungsbedingungen der Bäder, 
2. die Zustimmung zu Verträgen, deren Wert im Einzelfall den Betrag von 50.000,00 € 

übersteigen und damit nicht als Geschäft der laufenden Betriebsführung gelten, 
3. die Stundung, die Niederschlagung und den Erlass von Forderungen, die im Einzelfall 

den Betrag von 5.000,00 € übersteigen, 
4. die Zustimmung zu erfolgsgefährdenden Mehraufwendungen (§ 15 Absatz 3 EigVO), 
5. die Zustimmung zu Mehrauszahlungen, die im Einzelfall den Betrag von 50.000,00 € 

übersteigen (§ 16 Absatz 5 EigVO), 
6. den Vorschlag an die Gemeindeprüfungsanstalt zur Benennung einer 

Wirtschaftsprüferin / eines Wirtschaftsprüfers oder einer Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft für die Prüfung des Jahresabschlusses (§ 5 Absatz 5 Satz 1 EigVO), 

7. die Entlastung der Betriebsleitung (§ 5 Absatz 5 Satz 2 EigVO),  
8. die Festlegung des Leistungsprogramms (Hauptleistungen) der einzelnen Bäder und 
9. die Festlegung des Raum- und Ausbauprogrammes im Fall der Erweiterung oder einer 

wesentlichen Sanierung der Bäder. 
 
Dem Betriebsausschuss sollen keine Aufgaben bzw. Zuständigkeiten aus Bereichen anderer 
Ausschüsse übertragen werden. 

 
 
  



 
 
 
 
    
Die Bürgermeisterin 
 

 526 - Betriebssatzung FuB   Seite 4 von 7 

 

 
(4) Der Betriebsausschuss berät die Angelegenheiten vor, die der Beschlussfassung des Rates 

unterliegen und entscheidet in diesen Angelegenheiten, falls die Entscheidung keinen 
Aufschub duldet. In Fällen äußerster Dringlichkeit kann die Bürgermeisterin / der 
Bürgermeister bzw. im Verhinderungsfall die Allgemeine Vertreterin / der Allgemeine 
Vertreter gemeinsam mit der/dem Ausschussvorsitzenden entscheiden. § 60 Absatz 1 Satz 
3 und 4 GO NRW gelten entsprechend.  

 
(5) In Angelegenheiten, die der Beschlussfassung des Betriebsausschusses unterliegen, 

jedoch keinen Aufschub dulden kann die Bürgermeisterin / der Bürgermeister bzw. im 
Verhinderungsfall die Allgemeine Vertreterin / der Allgemeine Vertreter gemeinsam mit 
der/dem Ausschussvorsitzenden oder einem anderen dem Rat angehörenden 
Ausschussmitglied entscheiden, § 60 Absatz 3 Satz 2 und 3 GO NRW gelten entsprechend.  

 
§ 7 

Bürgermeisterin / Bürgermeister 
 
(1) Die Erste Betriebsleitung hat die Bürgermeisterin / den Bürgermeister über alle wichtigen 

Angelegenheiten des Eigenbetriebes rechtzeitig zu unterrichten und ihr/ihm auf Verlangen 
Auskunft zu erteilen. 

 
(2) Nimmt die Bürgermeisterin / der Bürgermeister oder in Vertretung eine Beigeordnete / ein 

Beigeordneter an den Sitzungen des Betriebsausschusses teil, so kann sie/er jederzeit das 
Wort verlangen.  

 
(3) Im Interesse der Einheitlichkeit der Verwaltungsführung kann die Bürgermeisterin / der 

Bürgermeister der Betriebsleitung Weisungen erteilen. Dies gilt nicht für Angelegenheiten 
der laufenden Betriebsführung, die ausschließlich der Ersten Betriebsleitung unterliegen. 

 
(4) Glaubt die Betriebsleitung nach pflichtgemäßem Ermessen, die Verantwortung für die 

Durchführung einer Weisung der Bürgermeisterin / des Bürgermeisters nicht übernehmen 
zu können und führt ein Hinweis der Betriebsleitung auf entgegenstehende Bedenken nicht 
zu einer Änderung der Weisung, so hat sich die Betriebsleitung an den Betriebsausschuss 
zu wenden. Kann eine Einigung zwischen dem Betriebsausschuss und der Bürger-
meisterin / dem Bürgermeister nicht erzielt werden, ist eine Entscheidung des 
Hauptausschusses herbeizuführen.  

 
§ 8 

Kämmerin / Kämmerer 
 
(1) Die Erste Betriebsleitung hat der Kämmerin / dem Kämmerer den Entwurf des 

Wirtschaftsplanes und des Jahresabschlusses, die Zwischenberichte, die Ergebnisse der 
Betriebsstatistik und die Kostenrechnungen zuzuleiten und ihr/ihm auf Anforderung alle 
sonstigen finanzwirtschaftlichen Auskünfte zu erteilen.  

 
(2) Im Vorfeld haushaltsrelevanter Entscheidungen in Angelegenheiten des Eigenbetriebes ist 

die Kämmerin / der Kämmerer zu hören. Werden derartige Angelegenheiten durch den 
Betriebsausschuss beraten, so ist die Kämmerin / der Kämmerer zu dieser Sitzung 
einzuladen.  
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§ 9 

Personalangelegenheiten 
 
(1) Der Freizeit- und Bäderbetrieb beschäftigt in der Regel Personen ohne Beamtenstatus. 

Beschäftigte Beamtinnen und Beamte werden im Stellenplan der Verwaltung geführt und in 
die Stellenübersicht des Freizeit- und Bäderbetriebes nachrichtlich aufgenommen. 

 
(2) Die Bürgermeisterin / der Bürgermeister ist dienstvorgesetzte Person der Beschäftigten des 

Eigenbetriebes.  
 
(3) Die Befugnis zur Einstellung, Ein- und Höhergruppierung sowie Beendigung von 

Arbeitsverhältnissen der Beschäftigten liegt bei der Bürgermeisterin / beim Bürgermeister, 
wobei der Betriebsleitung ein Vorschlagsrecht zukommt.  

 
§ 10 

Personalvertretung 
 
Der Freizeit- und Bäderbetrieb ist personalvertretungsrechtlich Teil der Dienststelle, so dass 
dem Personalrat der Stadt Frechen auch die Wahrnehmung der Personalvertretung nach den 
einschlägigen gesetzlichen Vorschriften sowie weiteren dienstrechtlichen Regelungen obliegt.  
 

§ 11 
Gleichstellung 

 
Die landesgesetzlichen und kommunalen Vorschriften zur Gleichstellung von Frau und Mann 
gelten uneingeschränkt auch für den Eigenbetrieb, ebenso die Zuständigkeit der städtischen 
Gleichstellungsbeauftragten. 
 

§ 12 
Wirtschaftsjahr 

 
Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr.  
 

§ 13 
Stammkapital 

 
Das Stammkapital des Freizeit- und Bäderbetriebes beträgt 647.295,52 € und wird durch 
Einlage eines Anteils in Höhe von 12,66 % des Stammkapitals der GVG Rhein-Erft GmbH 
erbracht.  
 

§ 14 
Wirtschaftsplan 

 
(1) Die Betriebsleitung hat spätestens einen Monat vor Beginn eines jeden Wirtschaftsjahrs 

einen Wirtschaftsplan aufzustellen. Dieser besteht aus dem Erfolgsplan, dem 
Vermögensplan und der Stellenübersicht. Die Inhalte des Erfolgs- und Vermögensplans 
bestimmen sich nach den Vorgaben der §§ 15 und 16 EigVO. In der Stellenübersicht sind 
die Zahlen der im laufenden Wirtschaftsjahr vorgesehenen und der am 30. Juni des 
Vorjahres tatsächlich besetzten Stellen anzugeben. 
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(2) Sind bei der Ausführung des Erfolgsplans erfolgsgefährdende Mindererträge zu erwarten, 

ist die Bürgermeisterin / der Bürgermeister hierüber durch die Erste Betriebsleitung 
unverzüglich zu unterrichten. Erfolgsgefährdende Mehraufwendungen bedürfen der 
Zustimmung des Betriebsausschusses, es sei denn sie sind unabweisbar. In diesem Fall 
sind sowohl die Bürgermeisterin / der Bürgermeister als auch der Betriebsausschuss 
unverzüglich zu unterrichten. Bei Eilbedürftigkeit tritt an die Stelle der Zustimmung des 
Betriebsausschusses die Zustimmung der Bürgermeisterin / des Bürgermeisters 
gemeinsam mit der/dem Ausschussvorsitzenden oder einem anderen dem Ausschuss 
angehörenden Ratsmitglied. Der Betriebsausschuss ist hierüber unverzüglich zu 
unterrichten. 

 
(3) Mehrauszahlungen für Einzelvorhaben, die den in § 6 Absatz 3 Ziffer 5 dieser Satzung 

festgelegten Betrag überschreiten, bedürfen der Zustimmung des Betriebsausschusses. 
Bei Eilbedürftigkeit tritt an die Stelle der Zustimmung des Betriebsausschusses die 
Zustimmung der Bürgermeisterin / des Bürgermeisters gemeinsam mit der/dem 
Ausschussvorsitzenden oder einem anderen dem Ausschuss angehörenden Ratsmitglied. 
Der Betriebsausschuss ist hierüber unverzüglich zu unterrichten. 

 
§ 15 

Zwischenbericht 
 
Die Erste Betriebsleitung hat die Bürgermeisterin / den Bürgermeister und den Betriebs-
ausschuss vierteljährlich einen Monat nach Quartalsende in der jeweils bevorstehenden 
Ausschusssitzung über die Entwicklung der Erträge und Aufwendungen sowie über die 
Ausführung des Vermögensplans schriftlich zu unterrichten.  
 

§ 16 
Jahresabschluss und Lagebericht 

 
Zum Ende jedes Wirtschaftsjahres sind ein Jahresabschluss sowie ein Lagebericht aufzustellen, 
deren Inhalte sich nach den entsprechenden Vorschriften der EigVO richten. Der 
Jahresabschluss und der Lagebericht sind bis zum Ablauf von drei Monaten nach Ende des 
Wirtschaftsjahres durch die Erste Betriebsleitung aufzustellen und über die Bürgermeisterin / 
den Bürgermeister dem Betriebsausschuss vorzulegen. Die Kämmerin / der Kämmerer ist 
rechtzeitig zu beteiligen. Nach Aufstellung hat eine Prüfung unter Beachtung des § 103 GO 
NRW zu erfolgen. 
 

§ 17 
Buchführung 

 
Die Buchführung des Freizeit- und Bäderbetriebes erfolgt nach den handelsrechtlichen 
Grundsätzen. 
 

§ 18 
Vergaben 

 
Der Freizeit- und Bäderbetrieb führt die den Eigenbetrieb betreffenden Vergabeverfahren nach 
den einschlägigen Vorschriften der VOB und UVgO sowie den Vergaberichtlinien des Freizeit- 
und Bäderbetriebes in eigener Zuständigkeit durch. Dies gilt auch für Vergabeverfahren im EU-
Oberschwellenbereich.  
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Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung und Vereinheitlichung bedient sich die 
Betriebsleitung zur Erfüllung ihrer Aufgaben der städtischen Servicestelle Vergaben. 
Bedarfsstellen sind die Betriebsstellen, Vergabestelle die Betriebsleitung. Diese fertigt hierzu 
eine Dienstanweisung, die dem Betriebsausschuss zur Zustimmung vorzulegen ist. Gleiches 
gilt auch für nachträgliche Änderungen dieser Dienstanweisung.  
 

§ 19 
Inkrafttreten 

 
Die vorstehende Betriebssatzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Stadt Frechen in Kraft. Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung des Freizeit- und 
Bäderbetriebs der Stadt Frechen vom 07.04.2022 außer Kraft.   
 
 


